
Es ist ein abgekartetes Spiel, der Sie-
ger steht bereits fest. David Came-
ron wird sich in Brüssel am 19. Fe -

bru ar in allen wichtigen Punkten durch-
setzen. Zwar steht der britische Premier
beim nächsten europäischen Gipfel allein
gegen seine 27 Kollegen, am Ende aber
wird er nach zähem Ringen gewinnen.

So wollen es die Verlierer, und sie haben
das Drehbuch für ihre Niederlage geschrie-
ben: Donald Tusk, der Präsident des Eu-
ropäischen Rats, Kommissionschef Jean-

Claude Juncker und Kanzlerin Angela
Merkel. „Wir wollen, dass Cameron als
Sieger nach London zurückkehrt“, heißt
es in Brüssel in ungewohnter Einigkeit,
und das Berliner Kanzleramt gibt die Lo-
sung aus: „Wir werden extrem hilfreich
sein.“ Alles, was nicht einem totalen Ver-
rat an europäischen Werten gleichkomme,
sei verhandelbar.

Hauptsache, Cameron bekommt den
politischen Rückenwind, den er braucht,
um das Vereinigte Königreich in der EU

zu halten. Im Sommer will der konserva-
tive Premier seine Landsleute über ihre
Zukunft in Europa abstimmen lassen. Nur
wenn er mit einem besseren Deal für die
Briten aus Brüssel zurückkommt, hat er
die Chance, die europaskeptische Stim-
mung auf der Insel doch noch zu drehen.

Der Brexit, das Ausscheiden der Briten
aus dem Klub der 28, gilt Tusk, Juncker
und Merkel als politischer GAU, der mit
aller Macht verhindert werden muss. Er
würde die EU in ihren Grundfesten er-
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Regierungschefs Cameron, Merkel auf dem Landsitz Chequers

Und raus bist du
Europa Um einen britischen EU-Austritt zu verhindern, wollen Angela Merkel und
ihre Verbündeten in Brüssel Londons Premier Cameron weit entgegenkommen. 
Doch womöglich ist es zu spät. Die Kampagnen für den Brexit sind in vollem Gang.
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schüttern und womöglich eine Ketten -
reaktion auslösen, die das Potenzial hat,
die ganze Gemeinschaft in Trümmer zu
legen. Schon kündigt Marine Le Pen, die
Chefin der französischen Rechtspopulis-
ten, an, auch sie werde über den Austritt
ihres Landes abstimmen lassen, sollte sie
2017 zur Präsidentin gewählt werden.

Die Briten besitzen die besondere Gabe,
die anderen Europäer zur Weißglut zu trei-
ben, und das schon seit 1973, als sie ver-
spätet zum Klub der Gründer stießen. Un-

vergessen sind die Auftritte von Premier-
ministerin Margaret Thatcher („I want my
money back“), die beim Abpressen des
„Britenrabatts“ schließlich vor Wut die
Handtasche auf den Tisch knallte. Oder
die Volten Tony Blairs, der sich im Irak-
krieg im Streit mit den Deutschen und
Franzosen auf die Seite der Amerikaner
schlug. 

Doch gleichzeitig machten die Briten
die Gemeinschaft der oft staatsgläubigen
Kontinentaleuropäer weltläufiger, wirt-
schaftsliberaler und transatlantischer. Ein
Brexit würde das fein austarierte Macht-
gefüge der Union aus dem Gleichgewicht
bringen. Ohne die Briten und ihr Eintreten
für freien Wettbewerb wäre Südeuropa
stärker und der Einfluss von Deutschen,
Niederländern und Finnen kleiner.

In der globalisierten Welt würde das Ge-
wicht und damit der Einfluss der EU ge-
schwächt. 13 Prozent weniger Einwohner,
17 Prozent weniger Wirtschaftskraft und
mit London der Verlust des neben Frank-
furt einzigen Finanzplatzes von weltweiter
Bedeutung. „Wenn wir eine globale Rolle
spielen wollen bei der Entwicklungshilfe,
im Umweltschutz oder in der Sicherheits-
politik“, sagt Martin Schulz, der Präsident
des Europäischen Parlaments, „dann brau-
chen wir die Briten.“

„Uphill battle“ nennen die Briten eine
schwierige Schlacht, die bergauf geschla-
gen werden muss. So wie die, die Tusk,
Juncker und Merkel nun in Brüssel beste-
hen müssen. Selbst wenn es gelingen sollte,
Cameron als Sieger aussehen zu lassen, ist
völlig unklar, ob das reichen wird. Die Geg-
ner einer britischen EU-Mitgliedschaft ha-
ben stark aufgeholt, inzwischen liegen in
vielen Umfragen die Lager Kopf an Kopf.

Einen ersten Testlauf für das gezinkte
Spiel beim nächsten Gipfel absolvierten
die Europäer bereits am Donnerstag vor
Heiligabend. Da durfte Cameron 40 Mi-
nuten lang in Brüssel allen 27 Staats- und
Regierungschefs der Union seine Reform -
agenda vorstellen.

Zwar hörte man die litauische Präsiden-
tin leise das Wort „Erpressung“ murmeln,
doch bei vielen Kollegen kam die Rede des
Briten durchaus an. Was lässt sich schon
gegen die Forderung nach einem wett -
bewerbsfähigen Europa einwenden? Und
soll man die Briten wirklich bis in alle
Ewigkeit auf das Ziel einer „immer enge-
ren Union“ verpflichten, das in der Prä-
ambel des EU-Vertrags festgeschrieben ist?

Selbst beim kniffligsten Punkt sieht es
so aus, als könnte man Cameron irgendwie
entgegenkommen. Der Premier will durch-
setzen, dass EU-Bürgern, die in Groß -
britannien arbeiten, vier Jahre lang der
Zugang zu Sozialleistungen verwehrt wer-
den kann. Ein klarer Fall von Diskrimi-
nierung, der gegen europäisches Recht
 verstieße.

Portugiesen, Belgier und Griechen ver-
suchten den Briten davon zu überzeugen,
das Thema fallen zu lassen. Und auch Mer-
kel will kein Papier unterschreiben, das
EU-Bürger diskriminiert. Zumindest im
Prinzip.

Um Camerons Forderung umzusetzen,
müssten die europäischen Verträge geän-
dert werden. Merkel hätte nichts dagegen,
denn auch sie braucht mittelfristig Ver-
tragsveränderungen, um die Wirtschafts-
und Währungsunion krisensicherer zu
 machen. Allerdings dauern solche Ände-
rungen Jahre, weil alle 28 Mitgliedstaaten
zustimmen müssen. So viel Zeit hat
 Cameron nicht. Er will schon im Februar
seinen Landsleuten eine verbindliche Eini -
gung präsentieren.

Doch es gibt eine Lösung. 1992 wurden
beim EU-Gipfel in Edinburgh Ausnahmen
für Dänemark in der Verteidigungspolitik
und bei der Währungsunion beschlossen,
die erst bei der nächsten Änderung in die
Verträge eingefügt wurden. So könnte es
auch jetzt funktionieren.

Der Erste Bürgermeister von Hamburg,
Olaf Scholz, bringt eine weitere Idee ins
Spiel, die in Brüssel schon seit einiger Zeit
zirkuliert. EU-Bürger könnten ein Jahr
lang von Sozialleistungen ausgeschlossen
werden. Das entspräche der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs (sie-
he Interview Seite 26).

Ob solche Manöver den Brexit am Ende
abwehren können, ist allerdings offen. Kaum
war Cameron wieder zu Hause, fiel die kon-
servative Presse schon über ihn her. „Seine
Verhandlungen haben unsere geringsten Er-
wartungen noch unterboten“, geiferte das
Boulevardblatt „Sun“: „Schon jetzt ist klar,
dass er so gut wie nichts gefordert hat und
noch weniger bekommen wird.“

Auch der Verfassungsausschuss des EU-
Parlaments musste bei seinem Besuch auf
der Insel feststellen, dass Cameron die
Lage zu entgleiten droht. „Ich bin noch
desillusionierter zurückgekommen, als ich
hingefahren bin“, sagt der SPD-Europa-
abgeordnete Jo Leinen.

Die Brexit-Anhänger dominieren die öf-
fentliche Debatte, die EU-Befürworter
dringen nicht durch. Noch nicht einmal
auf die Banker in der Londoner City ist
Verlass. Längst machen sich einflussreiche
und finanzstarke Zirkel das Referendum
für ihre eigene Agenda zunutze. Sie wäh-
nen die Insel bereits auf dem Weg zu ei-
nem Singapur des Nordens, wohlhabend
und möglichst unabhängig. 

Die Anti-EU-Kampagnen werden mit
dem Geld von Geschäftsleuten und Fi-
nanzbaronen gemästet, die bislang kaum
jemand kannte. Es ist die Zeit der Schat-
tenmänner, der mächtigen Europafeinde.
Zwei große Initiativen kämpfen um Un -
ter stützer: der Verein „Vote Leave“, ange-
führt von dem Westminster-Insider und
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Lobbyisten Matthew Elliott, und die Kam-
pagne „Leave.EU“ des Immobilienmillio-
närs Arron Banks. Milliardenschwere Lon-
doner Hedgefonds-Manager wie Michael
Hintze und Crispin Odey haben ihre Hilfe
bereits signalisiert.

Banks verfügt mit „Leave.EU“ inzwi-
schen über ein so komfortables Budget,
dass er davon 60 Callcenter-Mitarbeiter in

Bristol beschäftigen kann und Experten
aus den USA für seine Kampagne anheu-
ert – darunter die Berater von Goddard
Gunster, die bereits für die Softdrink -
industrie und Pharmakonzerne in den
USA Volksabstimmungen in die ge-
wünschte Richtung lenkten.

Ihre Botschaften bringen die Brexit-
Kämpfer mit aggressivem Onlinemarke-

ting unter die Leute. „Leave.EU“ kam in
kurzer Zeit auf über 320000 Facebook-
 Likes und 39000 Twitter-Follower, ein Viel-
faches von dem, was die europafreund -
liche Konkurrenz vorzuweisen hat.

Die Gegenkampagne kommt nur schlep-
pend in Gang. Kein Wunder, denn noch
nicht einmal Camerons eigene Regierung
ist sich einig, ob sie den Brexit wirklich

26 DER SPIEGEL 1 / 2016

SPIEGEL: Herr Scholz, der britische Pre-
mierminister David Cameron will
 seine Landsleute bis Ende 2017 fragen,
ob sie in der EU bleiben wollen.
 Würden Sie es bedauern, wenn das
Land Europa verlässt?
Scholz: Der Anteil der Europäer an der
Weltbevölkerung schrumpft. Auch des-
halb wird die relative Bedeutung Euro -
pas abnehmen. Nur gemeinsam wer-
den die europäischen Staaten Bedeu-
tung behalten. Wenn Großbritannien
der Staatengemeinschaft den Rücken
kehrte, wäre das also weder im briti-
schen noch im europäischen Inter esse.
Zumal das Vereinigte Königreich wie
kaum ein anderes Land für die demo-
kratischen Traditionen des Westens
steht. Deshalb hoffe ich sehr, dass es
gelingt, das Land in der EU zu halten.
SPIEGEL: Cameron will aber nur bleiben,
wenn sich Brüssel reformiert. Darf sich
Europa derart erpressen lassen?
Scholz: Wenn ein Partner Gesprächsbe-
darf anmeldet, sollte man mit ihm reden.
Die Welt besteht aus Kompromissen.
SPIEGEL: Der größte Streitpunkt ist, dass
Großbritannien die sogenannte Freizü-
gigkeit einschränken will, das Prinzip
also, dass sich jeder Europäer im Land
seiner Wahl aufhalten und niederlas-
sen darf. Cameron dagegen möchte,
dass jeder, der nach Großbritannien
einwandert, vier Jahre lang keinen An-
spruch auf bestimmte Sozialleistungen
hat. Was halten Sie davon?
Scholz: Die Freizügigkeit ist eine große
europäische Errungenschaft. Sie sollte
unbedingt erhalten werden. Doch wir
dürfen keine falschen Anreize schaffen.
Natürlich gibt es in Europa ein erhebli-
ches Wohlstandsgefälle und ganz unter-
schiedliche sozialstaatliche Strukturen.
Die Freizügigkeit ermöglicht es den EU-
Bürgern, sich überall in der Union nach
Arbeit umzusehen. Wanderungsbewe-
gungen, die durch höhere Sozialleistun-
gen motiviert werden, will aber keiner.

SPIEGEL: Wie kann man das verhindern?
Scholz: Indem wir solche Leistungen stär-
ker an Arbeit koppeln. Der Europäi-
sche Gerichtshof hat in jüngster Zeit Ur-
teile gefällt, nach denen man mindes-
tens ein Jahr lang in einem Land gelebt
und gearbeitet haben muss, bevor man
dort dauerhaft Sozialleistungen beantra-
gen kann. Sonst stehen einem nach ei-
ner bald beendeten Beschäftigung längs-
tens für sechs Monate Sozialleistungen
zu. Ich halte das für eine vernünftige
Entscheidung. Sie bietet eine gute
Grundlage, um mit Großbritannien zu
einer Vereinbarung zu kommen.
SPIEGEL: Auch Sozialministerin Andrea
Nahles spricht sich dafür aus, es EU-Aus-
ländern zu erschweren, in Deutschland
Sozialleistungen zu erhalten. Was muss
sich hierzulande und in der EU ändern?
Scholz: Nahles hat recht. Ich plädiere
 dafür, die deutschen Sozialgesetze für
europäische Zuwanderer präzise an die
europäische Rechtsprechung anzupas-
sen. Und wir sollten zusätzlich fest -
legen, dass der Betroffene in dem einen
Jahr Beschäftigung mindestens den Min-
destlohn von etwa 1470 Euro bei Voll-
zeittätigkeit im  Monat verdient haben
muss. Wer weniger als ein Jahr Beschäf-
tigung hatte, kann – wie es das EU-
Recht heute ja schon vorsieht – höchs-
tens sechs Monate lang Ansprüche
 geltend machen. Um Missbräuche aus-
zuschließen, kann man im Einklang mit
dem EU-Recht vorsehen, dass der Leis-

tungsanspruch erst nach mindestens
sechs Monaten Beschäftigung entsteht.
Die Ergänzung der EU-Bestimmungen
zur Freizügigkeit um eine Mindestlohn-
regel kommt den Briten weit entgegen.
SPIEGEL: Mit Ihrem Vorschlag errichten
Sie aber neue Hürden für Menschen
aus den ärmeren Regionen Europas.
Geben Sie damit nicht die Freizügig-
keit preis, jenes hehre Prinzip, das Sie
angeblich verteidigen wollen?
Scholz: Freizügigkeit bedeutet nicht,
dass man sich aussuchen kann, wo
man Sozialleistungen erhält. In den
USA herrscht auch Freizügigkeit; zu-
gleich sind aber die Bundessozialhilfe-
sätze in New York genauso hoch wie in
New Orleans. So etwas wäre im hetero-
genen Europa unmöglich, weil wir
deutsche und litauische Sozialleistun-
gen nicht auf einen gemeinsamen Stan-
dard bringen können. Mein Vorschlag
könnte übrigens auch einen Beitrag
leisten, eine gerechtere Verteilung der
Flüchtlinge in Europa zu erreichen.
SPIEGEL: Wie das?
Scholz: Ein Flüchtling, der in Tsche-
chien ankommt, hat nur Anspruch auf
Sozialleistungen nach tschechischem
Standard. Bislang profitiert er, wenn er
weiter nach Deutschland zieht. Wenn
ihm als Flüchtling, der in Tschechien
anerkannt ist, die gleichen Freizügig-
keitsrechte zustünden wie EU-Bürgern,
könnte es ihn überzeugen, das Verfah-
ren in Tschechien zu betreiben. Und 
es könnte Prag veranlassen, mehr Asyl -
antragsteller aufzunehmen. Für den
Flüchtling wiederum würde es sich nur
dann lohnen, nach Deutschland weiter-
zureisen, wenn er dort einen Job hätte.
Sonst ginge er ja leer aus. Es wäre ge-
nau das Prinzip, das Großbritannien
fordert: Wir erhalten die Freizügigkeit
als wichtiges Prinzip für Europa – aber
wir sorgen dafür, dass sie an das
 Arbeitsverhältnis gekoppelt bleibt.

Interview: Michael Sauga

„Mit einem Partner sollte man reden“
EU SPD-Vize Olaf Scholz, 57, fordert, Großbritannien im Streit ums Sozialrecht entgegenzukommen. 
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verhindern will. Wichtige Posten im Ka-
binett sind mit Europaskeptikern wie
 Arbeitsminister Iain Duncan Smith oder
Michael Fallon, seinem Kollegen aus dem
Verteidigungsressort, besetzt.

Die Pro-EU-Initiative „Britain Stronger
in Europe“ ist bislang ein blasser Haufen;
Argumente, wonach die Briten in großem
Umfang vom EU-Binnenmarkt profitie-
ren, sind schon tausendfach vorgetragen
worden, was die Sache nicht besonders
sexy macht. In Westminster sorgen die
EU-Freunde vor allem wegen ihres Kür-
zels für Gesprächsstoff und reichlich
Häme: BSE. 

Hinzu kommt, dass britische Erfolge in
der EU rar sind. Nicht zuletzt bei den gro-
ßen Fragen um Krieg und Frieden stehen
die Briten immer öfter abseits. Dabei wa-
ren sie es, die mit militärischer Stärke und
weltgewandter Diplomatie der europäi-
schen Außen- und Sicherheitspolitik in der
Vergangenheit überhaupt erst zu einer ge-
wissen Geltung verholfen haben. Doch bei
den Gesprächen über den Frieden in der
Ukraine („Minsker Abkommen“) spielte
London keine Rolle. Stattdessen verhan-
delten Deutsche und Franzosen mit Russen
und Ukrainern. 

Überdies fehlt es an britischen Spitzen-
leuten in Brüssel, die in ihrer Heimat eine
europäische Erfolgsgeschichte erzählen
könnten. Sicherlich, Jonathan Faull, der
nun die Taskforce von Kommissionspräsi-
dent Juncker für alle Fragen zum Briten-
referendum leitet, ist schon lange in euro-
päischen Topjobs zu Hause. Wenn es aber
darum geht, nach außen für den Verbleib
in der EU zu werben, muss er seinem Chef
den Vortritt lassen. 

Und mit Jonathan Hill, einem ehema -
ligen Finanzlobbyisten und Mitglied im
House of Lords, ist ein erfahrener Brite

als EU-Kommissar für die Finanzmärkte
zuständig. Doch wenn er von sich reden
macht, dann meist mit Regulierungsvor-
schlägen – und die sind den Bankern in
der City von jeher ein Graus.

Vor allem aber fehlt der Nachwuchs.
Das Foreign Office klagt über das man-
gelnde Interesse junger Diplomaten am
Dienstort Brüssel. Für Spitzenbeamte im
Dienste Ihrer Majestät sind ein paar Dienst-
jahre jenseits des Kanals längst kein Plus-
punkt in der Vita mehr. Der Anteil briti-
scher Beamter an den Schaltstellen der
Kommission fiel zwischen 2004 und 2014
um fast die Hälfte, das Königreich hat da-
mit einen entscheidenden Wettbewerbs-
nachteil gegenüber Deutschen, Franzosen
oder Italienern. 

Angesichts dieses Desinteresses wach-
sen in Brüssel die Zweifel an dem Deal,
den Merkel, Tusk und Juncker vorbereiten.
Warum weist Cameron die Europaskepti-
ker in seiner Regierung nicht in die Schran-
ken? „Eine Regierung, in der jeder sagen
kann, was ihm passt, ist keine Regierung“,
sagt ein EU-Kommissar.

Zu viel Nachgiebigkeit gegenüber den
Briten könnte Nachahmer anregen. „Wenn
Marine Le Pen französische Präsidentin
werden sollte und dann wie Cameron Son-
derregelungen für Frankreich verlangt, sol-
len wir dem dann auch einfach nachge-
ben?“, fragt Europaparlamentarier Leinen.
„Wir brauchen Camerons Sieg“, heißt es
zwar in der Kommission, „aber das kann
ein gefährlicher Sieg für die Zukunft der
EU werden.“

Es sind gute Zeiten für die Brexit-Befür-
worter. Sie hoffen, dass die Briten für den
Abschied stimmen, egal mit welchem Deal
Cameron im Februar aus Brüssel zurück-
kehrt. Für sie ist der alte Kontinent ein
sklerotisches Gebilde, verbissen im Zank
der Flüchtlingskrise, unfähig zur Einigung.
In der Wochenzeitung „New Statesman“
vergleicht der Cambridge-Historiker Bren-
dan Simms die EU mit bröckelnden Impe-
rien wie der Sowjetunion, Jugoslawien und
Österreich-Ungarn. 

Der Multimillionär Jim Mellon, der das
Brexit-Lager tat- und finanzkräftig unter-
stützt, prophezeit schon das Ende des
Euro. Die Wirtschaftskrise auf dem Kon-
tinent werde sich verschärfen, höchste
Zeit also für die Briten, das Weite zu
 suchen.

„Ich glaube“, sagt der Millionär, „es 
ist wesentlich angenehmer, während des
 Untergangs der ‚Titanic‘ in einem Rettungs-
boot zu sitzen als drüben an Deck.“

Peter Müller, Christoph Scheuermann
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EU-Flaggen vor dem Sitz der Europäischen Kommission in Brüssel: Die Briten stehen immer öfter abseits

Rules by Britannia
Die wesentlichen Forderungen
David Camerons an die EU

Sozialleistungen
Zuwanderer aus anderen EU-Staaten 
sollen vier Jahre lang von Sozial-
leistungen ausgeschlossen werden.

Nationale Souveränität
Stärkung der nationalen Parlamente;
Streichung des Ziels einer „immer 
engeren Union“ aus dem EU-Vertrag. 

Pfund gegen Euro
Dauerhafte Anerkennung der EU 
als Raum mit mehreren Währungen;
keine Benachteiligung von Nicht-
euroländern.

Wettbewerbsfähigkeit
Abbau der Bürokratie, mehr Binnen-
markt, Liberalisierung des Handels


